
Klinikum Nürnberg: 

Änderung der Unternehmenssatzung für das Klinikum Nürnberg und 
Aufhebung der Ordnungssatzung für das Klinikum Nürnberg 

 
Entscheidungsvorlage 
 
I. Änderung der Kliniksatzung: 
 
Das Klinikum strebt eine Modifikation der Präsenzpflicht in pandemischen Situationen und 
eine Verkleinerung des Vorstands an. Zudem wird eine Anpassung bei der Regelung der 
gesetzlichen Vertretung des Klinikums Nürnberg vorgeschlagen. Der Verwaltungsrat des 
Klinikum Nürnbergs hat den nachfolgenden Änderungen der Unternehmenssatzung am 25. 
März 2021 zugestimmt. 
 
1. Geschäftsgang des Verwaltungsrates 
 
Die Corona-Pandemie zeigt, dass es Situationen geben kann, in denen von 
Verwaltungsratssitzungen in Präsenz dringend abzuraten ist. Die Satzung soll daher 
dahingehend erweitert werden, dass in Ausnahmefällen, welche durch den 
Verwaltungsratsvorsitzenden festzustellen sind, die Durchführung von 
Verwaltungsratssitzungen im Wege der Bild- und Tonübertragung möglich ist, z. B. während 
einer Pandemie.  
 
§ 8 Abs. 1 der Satzung wurde dahingehend angepasst.  
 
2. Verkleinerung des Vorstands und Implementierung eines standortübergreifenden  
Medizinischen Direktors 
 
In der Verwaltungsratssitzung am 29. April 2020 stimmte der Verwaltungsrat einer Vertretung 
des ausscheidenden Vorstands für Medizin und Entwicklung durch die verbleibenden 
Vorstandsmitglieder zu. Zum 15. Juni 2020 wurden für jeden Standort (Klinikum Nürnberg 
Nord und Klinikum Nürnberg Süd) je ein Ärztlicher Koordinator und eine Pflegerische 
Koordinatorin vom Vorstand benannt. Die Koordinatoren nehmen seither – neben ihren 
Leitungsaufgaben in der Krankenversorgung – eine Unterstützungs- und 
Koordinationsfunktion für den Vorstand an ihrem jeweiligen Standort wahr. Diese 
Konstellation hat sich in den letzten Monaten, insbesondere auch während der Corona-
Pandemie, sehr bewährt. 
 
Es wurde daher vorgeschlagen, den Vorstand des Klinikums Nürnberg von vier auf drei 
Vorstände zu verkleinern und zur Unterstützung des Vorstands eine Leitungskonferenz, 
bestehend aus Medizinischem Direktor, Pflegerischen Koordinatoren und Standortmanagern 
zu etablieren. Die Funktion des Medizinischen Vorstands würde hierbei vom 
Vorstandsvorsitzenden – zukünftig Vorstand Medizin und Strategie, Vorstandsvorsitzender – 
wahrgenommen.  
 
Die geplante Änderung wurde, wie im Verwaltungsrat vorgeschlagen, mit den Ärztlichen 
Leitungen bzw. den Chefarztsprechern diskutiert, mit dem Ergebnis, dass die Chefärzte zur 
Stärkung und Verstetigung der o. g. Struktur der Ärztlichen Koordinatoren zukünftig diese 
Funktion in Form eines Medizinischen Direktors für beide Standorte gemeinsam 
vorschlugen. Der Vorstand des Klinikums hält diese „Leitungsstruktur unterhalb der 
Vorstands“, bestehend aus dem Medizinischen Direktor, den beiden Pflegerischen 
Koordinatoren und den beiden Standortmanagern für sinnvoll. Hierdurch würde eine 
koordinierte operative Unterstützung des Vorstands in allen drei Bereichen (medizinisch, 
pflegerisch und kaufmännisch) erfolgen. Diese Struktur wäre die Fortsetzung der seit knapp 
einem Jahr gelebten und sehr bewährten Praxis. 



 
Für die Reduzierung der Zahl der Vorstände muss § 9 Abs. 1 der Satzung des Klinikums 
Nürnberg geändert werden. Die Änderungen der Geschäftsordnung für die Leitung des 
Klinikums Nürnberg regelt der Verwaltungsrat selbst. 
 
3. Gesetzliche Vertretung des Klinikums Nürnberg 
 
Um die Vertretung des Klinikums, insbesondere die Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips 
jederzeit sicherzustellen, ist es sinnvoll, dass das Klinikum zwei Prokuristen bestellt. Die 
Mustersatzung des Bayerischen kommunalen Prüfungsverbands sieht die Bestellung und 
Abberufung von Prokuristen in der Zuständigkeit des Verwaltungsrats. Es wird 
vorgeschlagen, die Satzung entsprechend anzupassen. 
  
 
II. Aufhebung der Ordnungssatzung: 
 
Die Ordnungssatzung für das Klinikum Nürnberg aus dem Jahr 2001 enthält Regelungen 
über das Befahren des Klinikgeländes und ein Rauchverbot. Beide Regelungen sind 
aufgrund anderer gesetzlicher Regelungen und geänderter tatsächlicher Verhältnisse nicht 
länger erforderlich. 
 
Der Klinikvorstand ist mit der ersatzlosen Aufhebung der Ordnungssatzung einverstanden. 


